Aus gegebenem Anlass eine grundsätzliche Klarstellung zum im neuen ORF-G (§ 25 / 1) enthaltenen GD-Weisungsrecht: 

· Dieses Weisungsrecht hat seine Grenze wo es um die im ORF-G garantierte und im Redakteursstatut genau geregelte journalistische Eigenverantwortlichkeit und Unabhängigkeit geht. 

· Keinesfalls ist jemand "aus der GD-Umgebung" berechtigt unter Berufung auf GD eine "Weisung" zu erteilen. 

· Grundsätzlich hat eine Weisung schriftlich zu erfolgen (u.a. auch weil das fürs Streitfallprocedere im Redakteursstatut so festgelegt ist). 

Es gibt zu dieser Thematik (mangels Klagsfall) zwar keinen BKS-Spruch, aber für alle bisher dazu befragten Juristen ist die Rechtslage eindeutig. So sagte zB im Vorjahr bei dem vom Redakteursausschuss initiierten Worshop der "Gesellschaft für Publizistik und Medienforschung" zum neuen ORF-G der renommierte Verfassungsrechtler Univ. Prof. DDr. Heinz Mayer zu "GD-Weisungsrecht + journalistische Unabhängigkeit" wörtlich: 

"Es gibt das Weisungsrecht der Generaldirektorin, die in allen Fragen Weisungen erteilen kann. Das scheint ein Widerspruch zu sein, denn die journalistische Unabhängigkeit ist mit einem Weisungsrecht auf den ersten Blick zumindest nicht vereinbar. Wenn man beides vereinbaren will, muss man sagen, das Weisungsrecht des Generaldirektors findet dem Journalisten gegenüber dort seine Grenze, wo es um einen Eingriff in die journalistische oder programmgestaltende Tätigkeit geht. Die ist frei. Da ist der Journalist frei, niemand darf eingreifen. Der Journalist darf nicht gezwungen werden, das steht ausdrücklich im Gesetz, einen bestimmten Beitrag zu verfassen, den er nicht verantworten kann oder will, der seinem Gewissen widerspricht. 
Meiner Meinung nach dürfte er auch nicht verpflichtet sein, einen bestimmten Beitrag oder eine bestimmte Meinung zu unterlassen. Denn auch das Unterlassen kann ein Eingriff in die Unabhängigkeit sein. Wenn ein Journalist etwas für berichtenswert hält, dann hat er auch das Recht, es zu berichten. Ihm das zu verbieten, wäre ein Eingriff in diese Unabhängigkeit. Das heißt, wenn man die Weisungsbefugnis, die Leitungsbefugnis der obersten Organe des ORF mit der journalistischen Unabhängigkeit harmonisch interpretieren möchte, so dass beide nebeneinander bestehen können, muss man sagen, das Weisungsrecht findet seine Schranken an der journalistischen und programmgestaltenden Tätigkeit. Weder kann etwas untersagt werden, noch kann eingegriffen werden.
Was die Organe des ORF sehr wohl können, ist natürlich Programmrichtlinien, also allgemeine Schemata aufzustellen und bestimmte Berichterstattungen in ihrer Dimension zu beschränken oder zu erweitern. Also weniger Innenpolitik, mehr Außenpolitik oder umgekehrt. Das ist natürlich möglich und ist auch zulässig. Aber die Auswahl der Beiträge und deren Inhalt sind von jedem Einfluss freizuhalten." 
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